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Die öffentlichen Auftraggeber können angeben, dass bei Waren
oder Dienstleistungen, die mit einem Umweltgütezeichen aus-
gestattet sind, vermutet wird, dass sie den in den Verdingungs-
unterlagen festlegten technischen Spezifikationen genügen; sie
müssen jedes andere geeignete Beweismittel, wie technische
Unterlagen des Herstellers oder Prüfberichte anerkannter Stel-
len, akzeptieren.

(7) „Anerkannte Stellen“ im Sinne dieses Artikels sind die
Prüf‑ und Eichlaboratorien sowie die Inspektions‑ und Zertifi-
zierungsstellen, die mit den anwendbaren europäischen Nor-
men übereinstimmen.

Die öffentlichen Auftraggeber erkennen Bescheinigungen von in
anderen Mitgliedstaaten ansässigen anerkannten Stellen an.

(8) Soweit es nicht durch den Auftragsgegenstand gerechtfer-
tigt ist, darf in technischen Spezifikationen nicht auf eine
bestimmte Produktion oder Herkunft oder ein besonderes Ver-
fahren oder auf Marken, Patente, Typen, einen bestimmten
Ursprung oder eine bestimmte Produktion verwiesen werden,
wenn dadurch bestimmte Unternehmen oder bestimmte Pro-
dukte begünstigt oder ausgeschlossen werden. Solche Verweise
sind jedoch ausnahmsweise zulässig, wenn der Auftragsgegen-
stand nach den Absätzen 3 und 4 nicht hinreichend genau
und allgemein verständlich beschrieben werden kann; solche
Verweise sind mit dem Zusatz „oder gleichwertig“ zu versehen.

Artikel 24

Varianten

(1) Bei Aufträgen, die nach dem Kriterium des wirtschaftlich
günstigsten Angebots vergeben werden, können die öffentli-
chen Auftraggeber es zulassen, dass die Bieter Varianten vor-
legen.

(2) Die öffentlichen Auftraggeber geben in der Bekanntma-
chung an, ob Varianten zulässig sind; fehlt eine entsprechende
Angabe, so sind keine Varianten zugelassen.

(3) Lassen die öffentlichen Auftraggeber Varianten zu, so
nennen sie in den Verdingungsunterlagen die Mindestanforde-
rungen, die Varianten erfüllen müssen, und geben an, in
welcher Art und Weise sie einzureichen sind.

(4) Die öffentlichen Auftraggeber berücksichtigen nur
Varianten, die die von ihnen verlangten Mindestanforderungen
erfüllen.

Bei den Verfahren zur Vergabe öffentlicher Liefer- oder Dienst-
leistungsaufträge dürfen öffentliche Auftraggeber, die Varianten
zugelassen haben, eine Variante nicht allein deshalb zurück-
weisen, weil sie, wenn sie den Zuschlag erhalten sollte, ent-
weder zu einem Dienstleistungsauftrag anstatt zu einem öffent-
lichen Lieferauftrag bzw. zu einem Lieferauftrag anstatt zu
einem öffentlichen Dienstleistungsauftrag führen würde.

Artikel 25

Unteraufträge

In den Verdingungsunterlagen kann der öffentliche Auftragge-
ber den Bieter auffordern oder er kann von einem Mitgliedstaat

verpflichtet werden, den Bieter aufzufordern, ihm in seinem
Angebot den Teil des Auftrags, den der Bieter gegebenenfalls
im Wege von Unteraufträgen an Dritte zu vergeben gedenkt,
sowie die bereits vorgeschlagenen Unterauftragnehmer bekannt
zu geben.

Die Haftung des hauptverantwortlichen Wirtschaftsteilnehmers
bleibt von dieser Bekanntgabe unberührt.

Artikel 26

Bedingungen für die Auftragsausführung

Die öffentlichen Auftraggeber können zusätzliche Bedingungen
für die Ausführung des Auftrags vorschreiben, sofern diese mit
dem Gemeinschaftsrecht vereinbar sind und in der Bekannt-
machung oder in den Verdingungsunterlagen angegeben wer-
den. Die Bedingungen für die Ausführung eines Auftrags
können insbesondere soziale und umweltbezogene Aspekte
betreffen.

Artikel 27

Verpflichtungen im Zusammenhang mit Steuern, Umwelt-
schutz, Arbeitsschutzvorschriften und Arbeitsbedingungen

(1) Ein öffentlicher Auftraggeber kann in den Verdingungs-
unterlagen die Stelle(n) angeben, bei der (denen) die Bewerber
oder Bieter die erforderlichen Auskünfte über ihre Verpflich-
tungen im Zusammenhang mit Steuern und dem Umwelt-
schutz sowie über die Verpflichtungen erhalten, die sich aus
den Vorschriften über Arbeitsschutz und Arbeitsbedingungen
ergeben können, die in dem Mitgliedstaat, in der Region oder
an dem Ort gelten, an dem die Leistungen zu erbringen sind,
und die während der Ausführung des Auftrags auf die ausge-
führten Bauaufträge oder die erbrachten Dienstleistungen anzu-
wenden sind; der öffentliche Auftraggeber kann auch durch
einen Mitgliedstaat zu dieser Angabe verpflichtet werden.

(2) Ein öffentlicher Auftraggeber, der die Auskünfte nach
Absatz 1 erteilt, verlangt von den Bietern oder Bewerbern
eines Vergabeverfahrens die Angabe, dass sie bei der Ausarbei-
tung ihres Angebots den Verpflichtungen aus den am Ort der
Leistungserbringung geltenden Vorschriften über Arbeitsschutz
und Arbeitsbedingungen Rechnung getragen haben.

Unterabsatz 1 steht der Anwendung des Artikels 54 über die
Prüfung ungewöhnlich niedriger Angebote nicht entgegen.

KAPITEL V

Verfahren

Artikel 28

Anwendung des offenen und des nichtoffenen Verfahrens,
des Verhandlungsverfahrens und des wettbewerblichen

Dialogs

Für die Vergabe ihrer öffentlichen Aufträge wenden die öffent-
lichen Auftraggeber die einzelstaatlichen Verfahren in einer für
die Zwecke dieser Richtlinie angepassten Form an.


